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Konkretes gegen
Überregulierung

Die Aussagen von Peter A. Fischer zu
einer überfälligen Regulierungsbremse
(NZZ 2./3. 12. 17) kann man vorbehalt-
los unterstützen. Inzwischen leben wir in
einer Gesellschaft mit einer wahren Re-
gelwut.Wird einer von einem Hund ge-
bissen, werden gleich sämtliche Hunde-
halter in denHundehalterkurs geschickt,
mit vielen Regeln – die bösen Hunde
werden durch diese Regeln nicht zahmer.
Hinter allen neuen Regeln bilden sich
neue Behörden, sind die erst einmal da,
beginnt die Entwicklung, der Ausbau
und die Überwachung der Regeln.Aus-
ländische Besucher wundern sich über
die grossen, dicken Betontüren in unse-
ren Kellern. Nach der Aufklärung, dass
es sich dabei nicht um einen freiwilligen
«Ausbau» handelt, sondern um einen
behördlich verordneten Atomschutz-
bunker, bleibt der ausländische Besucher
immer etwas ungläubig zurück. «Werdet
ihr durch eure Nachbarn mit Atom-
waffen bedroht?Wie überlebt ihr in die-
sen Bunkern ohne Strom, Wasser und
Essen? Wie finden die 24 Personen aus
dem Mehrfamilienhaus auf diesem en-
gen Raum Platz? Ist es nicht besser,
draussen zu sterben als hier in diesem
engen Atomschutzbunker, unter all den
total verstörten Menschen?» Das Bei-
spiel zeigt:Eine einmal beschlossene Re-
gel ist auch durch neue Fakten kaum
mehr zu korrigieren.

Ernst Seiler, Muri (BE)

Wenn man gegen Überregulierung und
Bürokratie angehen will, muss man dies
in grundsätzlicherWeise anpacken.Eine
die Bürokratie überwachende Behörde
zu schaffen, hiesse allerdings, denTeufel
mit dem Beelzebub austreiben. Kon-
trolle der Verwaltung ist Sache des Par-
laments, dieses müsste eine allenfalls mit
Experten aus der Lehre zu verstärkende
ständige Kommission schaffen. Viele
Parlamentarier leisten allerdings selbst
einen nicht zu unterschätzenden Beitrag
zur Überregulierungmit teilweise leicht-
fertigen Vorstössen, welche unbesehen
der Kostenfolgen die Verwaltung auf
Trab halten und aufblähen.Hier könnte
der Hebel angesetzt werden, zumal die
Verwaltung abgesehen von ihrer Eigen-
dynamik das Resultat der Parlaments-
arbeit spiegelt. Heute wird die parla-
mentarische Aktivität, und sei sie noch
so überflüssig oder gar sachlich falsch,
bedenkenlos mit Sitzungsgeldern ent-
schädigt. Besser würde jedem Parla-
mentsmitglied statt präsenzbezogenes
Sitzungsgeld zu Beginn der Legislatur
ein Sitzungsgeldguthaben zugestanden,

welchem in der Folge für jedenVorstoss
ein gewisser die Verwaltungskosten
deckender Kostenbeitrag belastet wird.
Im Erfolgsfall könnte dieser dann wie-
der gutgeschrieben werden. Zudem
sollte jedes Gesetz nach zum Beispiel
drei Amtsperioden (12 Jahren) auf den
Prüfstand gestellt werden. Ich mache
mir allerdings aus persönlicher parla-
mentarischer Erfahrung keine allzu
grossen Illusionen, dass solch kreative
Ideen in Bundesbern je auf fruchtbaren
Boden fallen werden.

Hans-Jacob Heitz, Männedorf

Der Regulierungsbremse kann ich nur
beipflichten, die Bürokratie hat Aus-
masse angenommen, wie wir sie schon
aus der Zeit der kommunistischen Län-
der im vorigen Jahrhundert kennen.Un-
glaublich, wie viel Unsinn und unnötige
Kosten hier produziert werden, wobei
die interne Bürokratie in vielen Gross-
konzernen auch schon ein unwirtschaft-
liches Mass angenommen hat. Höchste
Zeit, dass wieder mehr Praktiker ausge-
bildet werden, denn die eifrigen Super-
theoretiker produzieren alles andere als
schlanke Strukturen.

Arthur Zürcher, Zürich

Gesundheitskosten
eindämmen

Daniel Scheidegger ist nur zuzustimmen,
wenn er diagnostiziert, «es profitieren zu
viele» (NZZ 27. 11. 17). Gesundheits-
kosten einzudämmen und dabei auch
Akzeptanz zu erhalten, ist für unsereGe-
sundheitspolitiker allerdings kaum ver-
gleichbar mit demGrounding der Swiss-
air, bei welchem es lediglich um das
«Luxusgut Fliegen» ging.Dass eine Kos-
teneindämmung von «innen», also von
den Spitälern, Ärzten oder medizini-
schen Dienstleistern, aufgrund einer
Selbstregulierung beherrschbar wäre, ist
eine Illusion, zumal die beeinflussenden
Faktoren überwiegend von aussen kom-
men, beispielsweise durch die zuneh-
mende Ausdifferenzierung in verschie-
densten Bereichen. Gemeint sind damit
neben rein medizinischen Prozeduren
vielfältige Anforderungen an medizini-
sche Qualität, an Dokumentation und
Datenerhebung, an finanzielle Transpa-
renz, an haftungsrechtlicheAnforderun-
gen, an Hygiene und nicht zuletzt auch
dieWohnqualität in den Spitälern. Es ist
nicht etwa eine Steigerung der Löhne
von Ärztinnen und Ärzten, die die Kos-
tenspirale anheizt, jene sind in den letz-
ten Jahren oft tiefer geworden.

Leider scheinen Gesundheit und
Wohlergehen der Patienten nur am
Rande von politischen Erwägungen zum
Gesundheitssystem zu stehen.Anbieter,
Unterstützer,Finanzierer,Zulieferer und
Trittbrettfahrer medizinischer oder ge-
sundheitlicher Dienstleistungen domi-
nieren mit ihren vielfältigen Eigeninter-
essen das Feld des Gesundheitsmarktes.
Es geht nicht nur um handfeste finan-
zielle Gewinne auf Kosten der Prämien-
und Steuerzahler, sondern auch um Er-
weiterung der Wettbewerbsfähigkeit,
Arbeitsplatzpolitik und Wählergunst.
Jeder will mitmischen, mitverdienen,
neue Regelungen und Standards einfüh-
ren, sich einbringen und unersetzlichma-
chen. Pharma- und Medizinalprodukte-
Unternehmen,Beraterfirmen,kantonale
und Bundesbehörden, Statistik auswer-
tende Institute, Lokalpolitiker, Fach-
gesellschaften von Ärzten, Pflegefach-
leuten und anderen Berufsgruppen,
Krankenkassen, Sozialversicherungs-
anstalten. Man könnte, um das Gesund-

heitswesen vor dem «Grounding» zu be-
wahren, die ärztliche Kunst zu Rate zie-
hen: EinArzt würde beim Patienten frei
von Lobbyismus und unbefangen eine
umfassende Diagnostik durchführen,
sprich in diesem Falle auch die Komple-
xität des vielfältigen Profitierens erfas-
sen und aufzeigen,bevor er zumRezept-
block greift.

Michael Kammer-Spohn, Chur

Ich gratuliere Daniel Scheidegger für
seine mutigen, klaren und zutreffenden
Aussagen. Er weist als verantwortungs-
voller Arzt auf die beiden zentralen
Akteure im Gesundheitswesen hin, die
für die übermässige Steigerung der Kos-
ten imGesundheitswesen verantwortlich
sind: der Patient und derArzt.

Wer als Patient zu jedem Zeitpunkt
allesMenschenmögliche anMedikamen-
ten und Behandlungen zu Luxuskondi-
tionen,wie sie in der Schweiz üblich sind,
haben will und sich dies über das öffent-
liche Versicherungssystem, das alle über
die Steuern mitbezahlen, abgelten lässt,
muss sich über die hohen Prämien nicht
wundern. Jeder Patient steht in der Ver-
antwortung, nicht jedem Schalmeien-
klang von Gesundheitsaposteln nachzu-
tanzen, sondern sich als aufgeklärter und
mündiger Mensch auch gegenüber ärzt-
lichen Anweisungen kritisch zu verhal-
ten. Niemand kann gegen seinenWillen
behandelt werden.

Und wer alsArzt,wider besseresWis-
sen, nur um seine persönlichen Ein-
künfte oder die Einnahmen des Spitals
zu steigern oder ausAngst vor demVer-
lust von Patientenzuweisungen,unnötige
Behandlungen anordnet und unnötige
Medikamente verschreibt, handelt eben-
falls unkorrekt. Hier stehen auch die
Ärzteorganisationen, die Spitäler und
die sie beaufsichtigenden Gesundheits-
direktionen der Kantone in der Verant-
wortung, endlich Qualitätskontroll-
systeme durchzusetzen, die Transparenz
auf allen Stufen und strenge Sanktionen
gegenüber Fehlbaren durchsetzen.

Wenn 20 bis 30 Prozent aller medizi-
nischen Leistungen unnötig sind, wie
dies in der Schweiz der Fall ist, erscheint
es frevelhaft, über Rationierungen und
Ärztemangel zu klagen.Und solange die
Kantone die Spitäler nicht durch strate-
gische Vorgaben, wozu sie berechtigt
sind, auf ein striktes Leistungs-, Quali-
täts- und Kostenmanagement verpflich-
ten, wird der Prämienanstieg munter
weitergehen, vielleicht bis zum Groun-
ding, wie Daniel Scheidegger ahnt.

Peter Saladin, Köniz

Erhöhung
der Studiengebühren

Die Erhöhung der Studiengebühren an
den ETH von heute 1160 auf 1660 Fran-
ken pro Jahr gab bei der Budgetdiskus-
sion im Nationalrat zu reden (NZZ
5. 12. 17).Die SP verweigerte deshalb die
Zustimmung für dieAusgaben der ETH.
Mit diesen zusätzlich rund 10 Millionen
Franken, welche die Studierenden leis-
ten, könnte die Ausbildung der Studen-
ten an der ETH Zürich zusätzlich geför-
dert werden. Diese Massnahme, welche
erst 2020 voll zum Tragen kommt, wird
keinen Wissensbegierigen von einem
Studium an der ETH abhalten, denn
grosszügige Stipendien und Studiendar-
lehen helfen finanzielle Schwierigkeiten
zu überwinden. Eine entsprechende
Motion, welche die Universität Zürich
und die Fachhochschulen betrifft, ist im
Zürcher Kantonsrat hängig.

Hans-Peter Häring, Wettswil

An unsere Leserinnen
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Globalbudgets
im Gesundheitswesen
Gastkommentar
von MICHEL ROMANENS

Es ist nun einmal so, dass die Menschen krank werden. Solange
die Prävention von Krankheiten vernachlässigt wird (Luftver-
schmutzung, krank machendeArbeitsplätze, liberale Tabakpoli-
tik usw.), nehmen die Kosten im Gesundheitswesen zu und wer-
den die Menschen kränker.Anreize, erkrankte Personen nicht zu
behandeln, entsprechen nicht gerade dem eigentlichen Sinn des
Gesundheitswesens. Doch darauf laufen die politisch nun gefor-
derten Globalbudgets heraus.Dass dies zu Rationierungen führt,
wird auch von den Versicherern als explizites Problem benannt
(NZZ 18. 11. 17).

Wissen denn die Politiker nicht, dass wir schon lange ein Glo-
balbudget in der Grundversorgung haben? Die heutigen politi-
schen Forderungen sind lediglich eine kleine Verschärfung wirk-
samer Globalbudgets in der ambulanten Medizin. Erstens: Die
Wirtschaftlichkeitsverfahren von Santésuisse dienen seit über 30
Jahren der Prävention von hohen Kosten in der Arztpraxis, dort
wirkt das Globalbudget ab 30 Prozent über dem Kostendurch-
schnitt der Vergleichsgruppe. Tausende von kranken Personen
werden so seit Jahrzehnten unterversorgt, wie Frau Prof.Hurst in
Arbeiten aus den Jahren 2005–2009 zeigte. Zweitens: Rund die
Hälfte der Schweiz ist in Hausarztmodellen versichert, vor denen
der Bundesrat aufAnfrage von Simonetta Sommaruga noch 2006
wegen unbekannter Rationierungseffekte gewarnt hatte. Der
Mechanismus in den Hausarztmodellen funktioniert hier über ein
Globalbudget in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
OKP mit einem den Versicherungsnehmern in der Regel nicht
bewussten Bonus-Malus-System – indem geringere Durch-
schnittskosten mit einem Bonus belohnt, erhöhte mit einem
Malus bestraft werden.

Die ambulante Medizin ist somit vollständig von einem bereits
sehr wirksamen Globalbudget gesteuert. Ob damit Kosten über

die Jahre und die gesamteVersorgungskette gespart werden, oder
ob im Gegenteil durch Abwarten in der Versorgung vermehrt
Kosten und vermehrtes Leiden folgen, ist die zentrale Frage.Was
zeigt nun die Forschung betreffend den Rationierungseffekt die-
ser Globalbudgets auf dieVersorgungsqualität und die Kosten im
Gesundheitswesen?

Die Forschung zu Kostenfolgen von Rationierungen mittels
Globalbudgets in der ambulanten schweizerischen Medizin über
die gesamte Behandlungskette ist inexistent. Es fehlen den Be-
hörden die entsprechenden Daten. Wenn sich das ändern soll,
muss der Bundesrat die von den Leistungserbringern an dieVer-
sicherer seit Jahrzehnten gelieferten individuellen Datensätze er-
krankter Personen einfordern. Die gesetzliche Grundlage für den
Datentransfer ist vorhanden. Das Bundesamt für Statistik wäre
damit zu beauftragen, entsprechend intelligente Versorgungsfor-
schung über die einzelnenVersicherer hinaus, also umfassend, zu
erarbeiten.

Bleibt die Frage, warum das nicht schon lange gemacht wor-
den ist. Die Versorgungsforschung über sämtliche OKP-Kosten
der letzten Jahrzehnte ist im Rahmen der Aufsplittung der bei
den Krankenversicherern parkierten Datensätze, auch wenn sie
Millionen versicherte Personen umfassen, aus den genannten
Gründen der fehlenden Beobachtung gesamter Versorgungs-
ketten qualitativ inakzeptabel, darauf haben wir schon mehrfach
hingewiesen.

Wahrscheinlich hat sich die Politik letztlich auf Behauptungen
dieser partikularen Versorgungsforschung verlassen und daraus
geschlossen, dass Globalbudgets die Kosten weiter senken, ohne
die Qualität der Versorgung zu mindern, also nach dem Motto:
Billiger ist besser.

Wir warten auf die Geburtsstunde der umfassenden öffent-
lichen und demokratisch kontrollierbarenVersorgungsforschung.

Michel Romanens ist Arzt und Präsident des Vereins Ethik und Medizin
Schweiz.

Wir warten auf die Geburtsstunde
der umfassenden öffentlichen
und demokratisch kontrollierbaren
Versorgungsforschung.
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